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Beklagte und Revisionsbeklagte‚

Der 2(. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 20° April 1978

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen

vom 3° November 1976 aufgehoben° Die Sache wird zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Der Kläger wurde am 310 Oktober 1964 bei einem Verkehrs—

unfall ver1etzt° Das Sozialgericht (SG) Münster verurteilte

die Beklagte am 220 November 1968, den Unfall als Arbeits-

unfall anzuerkennen und zu entschädigen„ Daraufhin setzte

die Beklagte durch Bescheid vom 266 Oktober 1973 für die Zeit

vom 31, Oktober 1964 bis zum 220 November 1964 ein nach dem

Ortslohn berechnetes Verletztengeld fest, lehnte jedoch die

Gewährung einer Verletztenrente ab, da der Unfall eine zu

entschädigende Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) über

die 130 Woche hinaus nicht hinterlassen habe°

Die hiergegen erhobene Klage hat das SG Düsseldorf durch

Urteil vom 260 September 1974 abgewiesen0 Das Landessozial-

gericht (LSG) hat die Berufung des Klägers, soweit sie die

Höhe des Verletztengeldes betrifft, als unzulässig ver-

worfen, im übrigen als unbegründet zurückgewiesen (Urteil

vom 3° November 1976)c

Auf die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der

Revision im Urteil des LSG hat der Senat die Revision

durch Beschluß vom 8. September 1977 zugelassen„

Mit der Revision rügt der Kläger die Versagung des recht—

lichen Gehörs: Zur mündlichen Verhandlung vor dem LSG sei

er nicht geladen werden" Die Mitteilung, daß die Ver-

handlung am 3° November 1976 stattfinde, sei nicht an seine

Adresse - Himmelgeister Straße Nr 68 - gerichtet, sondern

mit der Anschrift Himmelgeister Straße 13 bei der Postanstalt

in Düsseldorf niedergelegt werden0 Er habe sie nicht er—

halten, Das LSG habe seine neue Anschrift gekannt, da sie

auf seinen Hinweis bei der Akteneinsicht am 17„ September 1976

von dem zuständigen Geschäftsstellenleiter des LSG auf dem

Aktendeckel vermerkt werden sei° Hätte er nach ordnungsge—
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mäßer Ladung an der mündlichen Verhandlung teilnehmen können,

wäre mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit eine für

ihn günstigere Entscheidung getroffen werden. Er hätte seine

Zweifel an dem orthopädischen Gutachten vom 31° August 1976

geäußert und darauf hingewirkt, daß dem bereits in der Klage-

schrift und zuletzt am 4, Juli 1976 gestellten Antrag auf Bei-

ziehung der Krankenhausunterlagen und der Röntgenaufnahmen

aus dem Jahre 1964 entsprochen werden wäre,

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts für das

Land Nordrhein-Westfalen vom 3. November 1976

aufzuheben und die Sache zur erneuten Ver-

handlung und Entscheidung an das Landessozial-

gericht zurückzuverweisen,

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Nach ihrer Ansicht ist dem Revisionsvorbringen nicht zu
entnehmen, welche konkreten Erkenntnisse durch die Beiziehung

der Krankenhausunterlagen und der Röntgenaufnahmen von 1964

zu erwarten gewesen wären, die mit Wahrscheinlichkeit zu einer

anderen Entscheidung des LSG geführt hätten. Das LSG habe

— auf Seite 6 des Urteils - ausdrücklich die Berücksichtigung

der Erkenntnisse aus dem Jahre 1964 festgestellt.

II

Mit Einverständnis der Beteiligten hat der Senat ohne münd—

liche Verhandlung entschieden (5 124 Abs 2 des Sozialgerichts—

gesetzes -SGG-)‚

Die Revision des Klägers ist begründet, Sie führt zur Auf-

hebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung

der Sache an das LSG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

(% 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Der Kläger hat zutreffend als we-
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sentlichen Mangel des Berufungsverfahrens gerügt, daß er

eine Mitteilung des Vorsitzenden über Ort und Zeit der münd-

lichen Verhandlung vor dem LSG (@ 110 Abs 1 SGG) nicht er-
halten hat und ihm dadurch, daß er an der Verhandlung nicht

hat teilnehmen können, das rechtliche Gehör versagt worden

ist (% 62 SGG)Q

Nach 5 62 SGG ist den Beteiligten vor jeder Entscheidung

rechtliches Gehör zu gewähren. Die Anhörung kann zwar

auch schriftlich geschehen (5 62 Halbsatz 2 SGG)" Wird

jedoch wie hier eine mündliche Verhandlung anberaumt, haben

die Beteiligten ein Recht darauf, zu der Verhandlung zu
erscheinen und in ihr gehört zu werden„ Das rechtliche Gehör

ist versagt, wenn ein Beteiligter wegen nicht ordnungsge-

mäßer Ladung zur mündlichen Verhandlung nicht erscheint

(vgl BSGE l, 277; SozR Nr 7 zu € 110 SGG; Brackmann, Hand-
buch der Sozialversicherung, l„ - 8„ Aufl, st 244 k II mit

Nachweisen; vgl auch Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur

Sozialgerichtsbarkeit, 4, Aufl, S" 186/46 zu % 62 SGG für

den Fall, daß die Teilnahme eines Beteiligten an der Ver-

handlung durch einen unzulänglichen Aufruf der Streitsache

verhindert worden ist; s insoweit auch Leibholz/Rinck, Grund-

gesetz, 5. Aufl, Rdn 5 zu Art 103 S. 867).

Die Ladung zur mündlichen Verhandlung vor dem LSG ist, da

die Zustellung unter der — unzutreffenden - Anschrift

Himmelgeister Straße 13 nicht ausführbar war, ausweislich

der Postzustellungsurkunde vom 14. Oktober 1976 an diesem

Tag bei der Postanstalt zu Düsseldorf 1 niedergelegt und

darüber eine schriftliche Mitteilung unter der — unzu—
treffenden - Anschrift des Klägers in der bei gewöhnlichen

Briefen üblichen Weise abgegeben worden„ Der Kläger hat

die Mitteilung nach seinen glaubhaften Angaben auch nicht

trotz der falschen Adressierung erhalten„ Das LSG hat die

mündliche Verhandlung am 3. November 1976 ohne Anwesen-

heit des nicht ordnungsgemäß zu diesem Termin geladenen

Klägers durchgeführt und ausweislich der Verhandlungs-
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niederschrift das Sach- und Streitverhältnis mit der allein

vertretenen Beklagten erörtert, Das rechtliche Gehör ist dem

Kläger dadurch, daß er keine Kenntnis von der mündlichen Ver-

handlung erhalten und infolgedessen nicht an dieser teilge-

nommen hat, unabhängig davon versagt werden, ob der Geschäfts-

stellenleiter des 170 Senats, wie der Kläger schon in seinem

an das LSG gerichteten Schreiben vom 9. November 1976 behaup—

tet hat, die richtige Anschrift des Klägers auf dem Akten-

deckel bereits am 17. September 1976 - vor der Ladung und

dem Termin zur mündlichen Verhandlung - vermerkt hatte, oder

ob dies erst nachträglich geschehen ist° Für die Frage, ob in

einem Fall der vorliegenden Art das rechtliche Gehör gewähr—

leistet worden ist, kommt es nicht darauf an, ob das Nicht-

erscheinen eines Beteiligten auf ein Fehlverhalten des Gerichts

zurückzuführen ist° Es kann dahinstehen, ob ein Beteiligter

sich auf eine unterbliebene Ladung auch berufen kann, wenn

er dies selbst verschuldet hat„ Denn eimasolche Fallgestal-

tung ist hier nicht gegeben„

Ein Verstoß gegen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs ist

ein wesentlicher Mangel des Verfahrens, der jedenfalls, wenn

er sich wie hier auf tatsächliche Feststellungen ausgewirkt

hat, nur in der Tatsacheninstanz geheilt werden kann (vgl

BSGE 1, 277, 280; 5, 159, 164; 17, 44, 47; Brackmann aaO

S. 244 k IV mit weiteren Nachweisen; Peters/Sautter/Wolff aaO

S‘ 186/47—1—)° Der Aufhebung des angefochtenen Urteils und

der Zurückverweisung an das LSG bedürfte es allerdings nicht,

wenn auszuschließen wäre, daß die Anhörung des Klägers zu
einer anderen, ihm günstigeren Entscheidung geführt hätte

(5 Brackmann aaO S. 244 k IV; Peters/Sautter/Wolff aaO S. 186/

47—1, 186/48, jeweils mit Nachweisen). Der Kläger wollte aber,

wie er mit der Revision vorgetragen hat, in der mündlichen

Verhandlung seine Zweifel gegen das am 310 August 1976 von

Dr. Schmitz erstattete Gutachten erläutern und dabei insbe»

sondere die Notwendigkeit der Beiziehung der gesamten Kranken-

hausunterlagen über die Behandlung im Anschluß an den Unfall
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vom 31. Oktober 1964 sowie der in dieser Zeit gefertigten

Röntgenaufnahmen darlegen. Nach den Feststellungen im

Urteil des LSG (Seite 6) hatten dem Sachverständigen

Dr‚ 5 zwar die von dem Durchgangsarzt Dr„ w

erhobenen Befunde sowie das von ihm beschriebene Ergebnis

der Röntgenaufnahmen als Akteninhalt vorgelegen° Da jedoch

im Durchgangsarztbericht vom 2. November 1964 lediglich das

Röntgenergebnis - "Schulterblattbruch re„ fragliche

2 Rippenbrüche re". — mitgeteilt worden ist und nach einer

Rechnung des J —Hospitals W (Bl 20 der Akten

der Beklagten) außerdem eine - nicht beschriebene —
Röntgenaufnahme vom 13„ November 1964 in Rechnung gestellt

werden ist, kann schon nicht ausgeschlossen werden, daß die

Beiziehung und fachärztliche Beurteilung dieser Aufnahmen

Einfluß auf die Entscheidung hätte bewirken können, ob der

Kläger entgegen der Auffassung des LSG über die 13. Woche

nach dem Unfall hinaUS durch Unfallfolgen in seiner Er-

werbsfähigkeit in rentenberechtigendem Maße gehindert

werden ist.

Von dem Ergebnis der nach Anhörung des Klägers durchzu-

führenden erneuten Verhandlung wird es abhängen, ob die

Berufung des Klägers auch hinsichtlich der von ihm nach der

Höhe und des Zeitraumes beanstandeten Entscheidung der

Beklagten über das Verletztengeld zulässig ist (% 144

Abs 1 Nr 2 SGS).

Auf die Revision des Klägers war danach die angefochtene

Entscheidung aufzuheben und die Sache an das LSG zurück-

zuverweisen.
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Die Kostenentscheidung bleibt dem LSG vorbehalten.
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